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Zum Referenten 
Manfred Görtemaker studierte Geschichte, Politikwissenschaft, Publizistik und Entwick-
lungssoziologie an der Westfälischen Wilhelms-Universität Münster und an der Freien 
Universität Berlin. Nach dem Studium arbeitete er als Journalist u.a. beim Westdeut-
schen Rundfunk und als Wissenschaftlicher Assistent an der FU Berlin.  

Seine Studien führten ihn ins Ausland. So arbeitete er beispielsweise 1980/81 als 
John F. Kennedy Memorial Fellow an der Harvard University und 1982/83 als Visiting 
Assistant Professor of Overseas Studies an der Stanford University und 1989/90 war 
er Krupp Foundation Senior Associate am Institute for East-West Security Studies in 
New York. Manfred Görtemaker habilitierte sich 1990 über John Foster Dulles und ist 
seit 1992 Professor für Neuere Geschichte und Zeitgeschichte an der Universität Pots-
dam, zudem führten ihn Gastprofessuren etwa nach Oxford oder die Universität Bolo-
gna. Manfred Görtemaker war Mitglied des Wissenschaftlichen Beirats zur Neugestal-
tung des Schlosses Cecilienhof, des Beirats des Zentrums für Zeithistorische For-
schung (ZZF), des MenschenRechtsZentrums der Universität Potsdam oder auch des 
Beirats Memorium Nürnberger Prozesse zur Einrichtung des Museums im Nürnberger 
Justizpalast. Das Themenspektrum seiner zahlreichen Publikationen reicht von der Si-
cherheitspolitik über Themen zur europäischen und internationalen Geschichte bis hin 
etwa zur deutschen Vereinigung. 

Vortrag 
„2017 – ein Schicksalsjahr für Europa?“ Mit der Artikulation der Sorge und der Beden-
ken beginnt der überzeugte Europäer Görtemaker seinen Vortrag. Wenn auch der Be-
griff „Schicksal“ etwas überzogen scheine, so stehe Europa doch in diesem Jahr vor 
wichtigen und richtungsweisenden Entscheidungen und Entwicklungen:  

• Die Wahl des europakritischen und unberechenbaren amerikanischen Präsiden-
ten Trump, die das von Zuverlässigkeit und Zuversicht getragene europäisch-
amerikanische Verhältnis in Frage stellten, 

• die bisher noch unabsehbaren Folgen der Brexit-Verhandlungen für Europa, 
• der ungewisse Ausgang der französischen Präsidentschaftswahlen, der mit ei-
nem Sieg der europakritischen Marine Le Pen befürchten ließe, dass auf einen 
Brexit auch ein Frexit folgen könne, 

• die europakritische Haltung in Europa, wie sie beispielsweise in Italien durch die 
Cinque Stelle-Bewegung befeuert werde, 

• die Zustände in der Türkei, Syrien oder Libyen, 
• die Erwartung weiterer Kriegsflüchtlinge oder neue Finanz- und Wirtschaftskri-
sen, 

• nicht zuletzt auch die Zustände in Deutschland selber und die anstehenden 
Wahlen im Herbst.  

Der Frage, wie es seiner Meinung nach mit Europa weitergehe und welche Politik 
die Bundesregierung und insbesondere Angela Merkel verfolge, stellt Görtemaker in 
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seinem Vortrag in einem Dreischritt dar: 1) Geschichte der Europäischen Integration, 
2) Europaphilosophie von Angela Merkel, 3) Kernprobleme Europas und deutsche Lö-
sungsansätze. 

Warum überhaupt Europäische Integration?  
Die Europäische Integration ist das Ergebnis des exzessiven Nationalismus und Natio-
nalstaatsdenkens und letztlich die Konsequenz zweier Weltkriege im 20. Jahrhundert. 
Das Ziel: mit einem vereinigten Kontinent eine bessere Welt schaffen. Görtemaker er-
innert zunächst an das Paneuropa-Konzept von Graf Coudenhove-Kalergi nach dem 
Ersten Weltkrieg, dessen Ideen vom deutschen Außenminister Gustav Stresemann 
und dem französischen Außenminister Aristide Briand aufgegriffen werden, die in Lo-
carno die „Vereinigten Staaten von Europa“ schaffen wollen – eine Vision für die beide 
Außenminister mit dem Friedensnobelpreis ausgezeichnet werden, die sich aber nach 
dem Tod Stresemanns, der Weltwirtschaftskrise und dem Erstarken Hitlers nicht ver-
wirklichen lässt. 

Die nach dem Zweiten Weltkrieg entstehende Europabewegung der Bürger wird 
entscheidend von den USA befördert, die Lehren aus ihrem Rückzug aus Europa nach 
dem Ersten Weltkrieg ziehen. Nach dem Zweiten Weltkrieg versuchen sie, Europa 
durch eine Überwindung der Nationalstaaten zu stabilisieren. Den entscheidenden 
amerikanischen Einfluss zeigt Görtemaker am Beispiel des Marshallplans, aber auch 
des von Frankreich 1950 entwickelten, 1954 aber scheiternden Plans einer europäi-
schen Verteidigungsgemeinschaft auf. 

Dennoch betont der Referent, dass die Europa-Entwicklung der 1950-70er Jahre al-
ler positiven Entwicklungen und der öffentlichen Zustimmung zum Trotz ein Elitenpro-
jekt geblieben ist. Da die militärischen und außenpolitischen Pläne schon in den 
1950er Jahren scheitern, bleibt die Europäische Gemeinschaft im Kern eine Wirt-
schaftsunion – und selbst dies nicht auf allen Ebenen: Beispielsweise scheitert unter 
Helmut Schmidt und Valéry Giscard d‘Estaing die in den 1970ern in Angriff genomme-
ne Währungsunion, da selbst die Kernländer und ihre jeweilige Wirtschaftslandschaft 
noch nicht dafür bereit zu sein scheinen. 

Wie Görtemaker betont, stellen die Ereignisse der Jahre 1989/90 eine Zäsur dar, 
die die vorhergegangenen Diskussionen über ein „Europa der unterschiedlichen Ge-
schwindigkeiten“ oder eine eventuelle Vertiefung der europäischen Integration zur 
Makulatur werden lässt. Bereits seit dem Wiener Kongress 1815 war ein geteiltes 
Deutschland als Garant für ein europäisches Gleichgewicht angesehen worden. Die 
Gründung des Deutschen Reichs 1871 hatte die Befürchtungen nach einem Hegemo-
niestreben Deutschlands auf dem Kontinent bestätigt. Nach den beiden Weltkriegen 
scheint für lange Zeit vor allem für politische Protagonisten wie Margaret Thatcher 
oder François Mitterrand ein vereinigtes Deutschland undenkbar. Sie stellen sich je-
doch an die Spitze, als dieser Prozess unaufhaltsam weiterschreitet: Die Wiederein-
bettung des wiedervereinigten Deutschlands in eine vertiefte europäische Integration 
wird im Vertrag von Maastricht unter französischer Führung betrieben. Wichtiges Ziel 
stellt dabei die Abschaffung der D-Mark dar – ein Mittel, um über die Finanzen Macht 
in Europa auszuüben. 

Wie Görtemaker hervorhebt, bedingt die Zäsur 1989/90 nicht nur die Wiederverei-
nigung Deutschlands, sondern auch diejenige von West- und Osteuropa, was ein um-
fassenderes Verständnis von Europa, gleichzeitig aber auch eine verstärkte Skepsis 
zur Folge hatte. Fraglich sei, so der Referent, ob die heutigen Probleme Europas ein 
Resultat dieser Überdehnung seien. 

Angela Merkels Europaphilosophie 
Angela Merkels Vorstellungen als überzeugte Europäerin arbeitet Görtemaker aus ver-
schiedenen Reden heraus. Europäer haben aus dem Blickwinkel Merkels, so der Refe-
rent, ein gemeinsames Ideal des gesellschaftlichen, wirtschaftlichen und sozialen Le-
bens. Dieses Ideal sei neben dem Drang nach Wissen und Selbsterkenntnis auch 
durch Selbstkritik – resultierend aus Erfahrungen und Erinnerungen – geprägt, was 
das gemeinsame Handeln und Verhalten bestimme. Die Aussöhnung zwischen den 
Völkern nach dem Zweiten Weltkrieg wird als Geschenk, gar als „Wunder“, begriffen, 



das – ebenso wie der Gedanke der europäischen Integration als Folge des Scheiterns 
des Nationalstaats – unumkehrbar sein sollte. 

Es sei eine Daueraufgabe, junge Menschen für die Vergangenheit in einer Art 
selbstkritischer Erinnerung zu sensibilisieren. Es gelte zudem die Konsequenzen dar-
zulegen, die aus den Geschehnissen gezogen wurden – d.h. den als positiv empfunde-
nen Prozess der europäischen Integration als Folge eines dunklen Kapitels europäi-
scher Geschichte darzustellen. Nach dem überwiegenden Scheitern militärischer Kon-
fliktlösungsversuche im 20. Jahrhundert stehe die gemeinsame Suche nach friedlichen 
Lösungen auf der Grundlage gemeinsamer Werte – Frieden, Freiheit, Demokratie, To-
leranz, Rechtstaatlichkeit und soziale Verantwortung – im Vordergrund. Görtemaker 
betont, dass diese in Angela Merkels Reden vielzitierten Werte für die Politikerin kei-
neswegs Floskeln seien, sondern einen „Kompass für das Handeln in Politik und Ge-
sellschaft“ darstellten. Entwicklungen wie beispielsweise die aktuelle Krise in der Tür-
kei sind in dieser Überzeugung daher schlichtweg nicht akzeptabel.  

In eigenen Äußerungen, so Görtemaker, charakterisiert Angela Merkel ihre Regie-
rungspolitik als Bündelung von Interessen und Zusammenführung von Personen zum 
Zwecke eines Interessenausgleichs. Handeln vollziehe sich nach wie vor in einem na-
tionalen Rahmen mit einer zentralen wichtigen europäischen Perspektive. Europa, so 
Merkel, sei vor allem durch den Euro unumkehrbar gemacht worden.  

Welche Probleme haben wir heute und welche Lösungskonzepte gibt es für sie? 
Die Frage, ob die EU auf dem richtigen Weg sei oder es wesentlicher Änderungen be-
dürfe, um die Zukunft zu gestalten, ist lange Zeit nicht gestellt worden. Europa stehe 
jedoch vor ganz grundsätzlichen Problemen, von denen Görtemaker vier darstellt:  

1) Die wirtschaftliche Ungleichheit und Finanzprobleme in Europa seien zwar kein 
neues Problem, aber erst mit einer gemeinsamen Währung zum gemeinsamen Pro-
blem geworden, da den nationalen Banken damit die Möglichkeit genommen wurde, 
über Auf- und Abwertungen der eigenen Währung die Ungleichheiten auszugleichen. 
Görtemaker hinterfragt kritisch nicht nur die Konsequenzen der heutigen Niedrigzins-
politik der EZB, sondern auch den als unbedacht eingestuften Prozess der Währungs-
union selber. 

2) Das Flüchtlingsproblem, resultierend aus dem Nahost-, Syrien-, Afghanistan- 
oder Libyenkonflikt, stellt sich als ein vielschichtiges dar. Görtemaker plädiert ent-
schieden dafür, sich für eine mögliche Bewältigung die Ursachen, Hintergründe und 
Entstehungsgeschichten der Konflikte – vor allem auch die Beteiligung großer Natio-
nen daran – vor Augen zu rufen. Mit der Ankunft der zahlreichen Flüchtlinge ab Sep-
tember 2015 über das Mittelmeer bzw. die Balkanroute und dem von Görtemaker als 
„Alleingang“ und „grundlegenden Fehler“ bezeichneten Verhalten Angela Merkels steht 
Europa vor neuen Herausforderungen und Problemen, da die von Merkel im Nachhin-
ein eingeforderte Solidarität der anderen Ländern ausblieb. Verschärft werde diese 
Aufkündigung der europäischen Solidargemeinschaft, durch den islamistischen Terro-
rismus und rechtsradikale Anschläge sowie die Zweifel an der Türkei als geeignetem 
Partner. 

3) Das Anwachsen rechter populistischer und europakritischer Bewegungen, etwa in 
Italien, Frankreich, Polen, Ungarn, den Niederlanden oder Dänemark, teils bereits mit 
Regierungsbeteiligung, lässt befürchten, dass Europa weiter auseinanderbricht.  

4) Der „harte“ Brexit sei ein Beispiel für einen möglichen Rückbau der Europäischen 
Union. Görtemaker führt aus, dass die Entscheidung für das Verlassen der EU eine 
lange Vorgeschichte britischer Grundhaltung gegenüber Europa habe und nicht auf die 
deutsche Entscheidung in der Flüchtlingsproblematik zurückzuführen sei. Der britische 
Unwille, der EU Souveränität zu übertragen, sei, so Görtemaker, in dem Maße weiter 
eskaliert, in dem aus der Wirtschaftsunion eine politische Union geworden sei. Sollte 
sich diese Stimmung auch auf andere Länder der EU ausbreiten, stellte dies ein erheb-
liches Problem für die Europäische Union dar.  

Welche Politik verfolgt Angela Merkel mit Blick auf diese verschiedenen Probleme? 
In einem Positionspapier wurde kürzlich dazu angeführt, die deutsche Europapolitik 
„schwanke zwischen Tradition und Irritation“, was im Grunde bedeutet: die deutsche 
Europapolitik ist im Wandel begriffen. Das „alte Ziel“ einer immer engeren Union der 



Völker in Europa sei heute etwas aufgeweicht und gelange in eine Phase, in der unter-
schiedliche europapolitische Präferenzen der Bundesregierung zu beobachten sind – 
wie etwa beim Krisenmanagement in der Euro-Finanzkrise oder in der Flüchtlingspoli-
tik. Dabei sei es eine Grundkonzeption der Merkelschen Politik, keine Entwicklung zu-
zulassen, die sich als ein „Modell“ für andere Krisen etablieren könnte.  

Das zweite Ziel sei der Multilateralismus, das heißt, das gemeinsame Handeln und 
gemeinsame europäische Lösungen statt politischer Alleingänge. Die EU stellt nach 
wie vor den Bezugs- und Handlungsrahmen für diese gemeinsame Politik dar – von 
einigen Ausnahmen abgesehen, wie etwa die Verweigerung der Teilnahme am Irak-
krieg 1991.  

Die strategische Vision von einem „Kerneuropa“ sei das dritte deutsche Konzept. 
Hier steht vor allem die Beziehung zu Frankreich im Fokus, die als fundamental für 
den Zusammenhalt in Europa angesehen wird.  

Wie tragen diese drei Maximen zur Lösung der genannten Probleme bei?  
In der Finanzpolitik gebe es keine Anzeichen dafür, dass die Bundesregierung eine an-
dere Europolitik betreiben könnte als die bisher verfolgte Linie der gemeinsamen Lö-
sung. Görtemaker kritisiert diesen Ansatz und fordert eine alternative Lösungsstrate-
gie. 

In der Flüchtlingskrise gebe es bereits Bestrebungen für multilaterale Lösungen, 
weil der deutsche Alleingang als Gefahr erkannt worden sei.  

In der Frage der populistischen Bewegungen ist erkennbar, dass der Versuch ge-
macht wird, die öffentliche Meinung zu mobilisieren, um den Populismus damit klein 
zu halten. Der Spielraum der Bundesregierung sei hier aber denkbar gering und ma-
ximal im eigenen Land wirksam.  

In der Frage des Brexits wird der Versuch unternommen, die Auswirkungen so ge-
ring wie möglich zu halten. Fraglich sei, ob ein solcher „weicher“ Brexit durchsetzbar 
sei. 

Andererseits, so Görtemaker, gebe es auch Anzeichen für eine Abkehr von der 
Selbstbindung an multilaterale Regelsysteme, die die Ambivalenzen der deutschen Eu-
ropapolitik besonders deutlich machten – etwa in der Politik gegen Russland, der 
deutschen Energiewende oder in der Flüchtlingspolitik.  

In zahlreichen Fragen gibt es unterschiedliche Auffassungen – etwa zur Einführung 
eines europäischen Finanzministers – die die Vision einer gemeinsamen politischen 
Union vermissen oder gar als nicht mehr existent erscheinen lassen.  

Klar erkennbar bleibt weiterhin das Interesse deutscher Politik an einer funktionie-
renden Union, ein deutscher Austritt ist in keiner Weise zu befürchten. Gleichzeitig 
haben aber innerhalb deutscher Politik kontroverse Positionen zugenommen. Eine in-
tegrationsorientierte Grundhaltung gilt nicht mehr uneingeschränkt. Görtemaker kon-
statiert abschließend einen Trend zur Pragmatisierung der deutschen Europapolitik, 
die nicht mehr von einer klaren Vision ausgeht, sondern einzelne Probleme zu lösen 
versucht. Damit ein gemeinsamer europäisches Bewusstsein wiederentstehe bräuchte 
es allerdings eine gemeinsame Vision. Hier liege die derzeit größte Gefahr in einem 
Europa, in dem die europakritischen oder -ablehnenden Stimmen erheblich zuge-
nommen haben.  

Die Geschichte habe gezeigt, so Görtemaker zum Abschluss, dass ein vereintes 
Deutschland seit dem 19. Jahrhundert in Europa eine problematische Position einge-
nommen hat. In den anderen europäischen Ländern fühlten sich derzeit viele an diese 
Problematik erinnert. Es besteht erneut Furcht, Deutschlands Politik, wie seine Wirt-
schafts- und Finanzkraft, könne Europa erneut in Gefahr bringen – hier liege der größ-
te Sprengstoff. Im Jahr 2017 stehen wichtige Entscheidungen an. Die Zukunft Europas 
sei dabei weniger sicher, als in der Vergangenheit. Der momentanen Probleme zum 
Trotz  schließt Görtemaker seinen Vortrag mit einem Plädoyer für Europa als „kostba-
res Gut“. Werde jedoch die Überdehnung Europas seit der deutschen Einigung nicht 
zurückgenommen, verlöre Europa den Rückhalt seiner Bevölkerungen.  

Auszüge aus der Diskussion 
Frage: 



Sie haben Angela Merkels Grundhaltung zur souveränen Staatlichkeit, die sie über-
winden will, aufgezeigt. Von einer Kanzlerin, die von einem souveränen Staat gewählt 
wird, würde ich erwarten, dass dieser Staat nicht überwunden wird, es sei denn die 
Mehrheit der Bevölkerung will es. 
Görtemaker: 
Die Perspektive der Überwindung der Souveränität ist keine Erfindung von Merkel. 
Kohl hat das genauso gesehen und andere vor ihm. Meine Kritik ist, dass Angela Mer-
kel noch nicht begriffen hat, dass der Problemhorizont heute ein anderer ist und dass 
wir bereit sein müssen in Alternativen zu denken. Das heißt nicht, dass wir das Projekt 
Europa aufgeben, sondern dass wir Korrekturen vornehmen, die das Projekt Europa 
erhalten. 

Frage: 
Sie haben von einer Überdehnung Europas gesprochen. Herr Oettinger argumentiert 
andersherum: Wenn wir dieses Europa mit 28 Staaten nicht hätten, wie würde es 
dann aussehen angesichts Putins Wiederstarkwerden. 
Görtemaker: 
Das ist eine hypothetische Annahme. Ich bin aber auch anderer Meinung als Herr Oet-
tinger was Putin betrifft. Europa stellt eine starke Macht dar und niemand will dieses 
Projekt eines gemeinsamen Europas gefährden. Es geht darum, ob wir an bestimmten 
Punkten Korrekturen einziehen, z.B. auch das Verhältnis zu Russland genauer über-
denken. Ein Beispiel ist die Ukraine-Krise. Hier sind schwere Fehler gemacht worden, 
sowohl von der Ukraine selbst wie auch von der EU, die russische Interessen nicht be-
rücksichtigt hat. Ist das politisch klug? Wir müssen mit Putins Russland umgehen. Wie 
man das im Einzelnen tut ist eine andere Frage, aber dass es die europäischen Staa-
ten gemeinsam tun ist selbstverständlich. 

Europa würde anders aussehen wenn es die Wende von 1989/90 nicht gegeben 
hätte. Wir haben das Europaprojekt mit der Osterweiterung und der Nord- und Süd-
erweiterung der EU nicht gefördert. Aber die Frage ist, ob wir nicht den Kernfehler 
1990/91 gemacht haben als wir die Eurozone auf den Weg gebracht haben, denn eine 
Eurozone verlangt eine gleichartige wirtschaftliche Entwicklung, die wir nicht haben.  

Frage: 
Sehen Sie weltweit Zeichen, dass jemand Europa schwächen will, indem er versucht 
auf Wahlen Einfluss zu nehmen wie Russland auf die US-Wahlen? 
Görtemaker: 
Dass Geheimdienste oder andere Dienste Einfluss nehmen halte ich für eine pure 
Selbstverständlichkeit. Das gilt auch für den BND, er würde sonst seine Aufgabe ver-
fehlen. Die Frage ist, wie man damit innenpolitisch umgeht, es thematisiert. Tatsache 
ist auch, dass die Amerikaner über Google und facebook und andere Dienste Einfluss 
auf die gesamte Welt nehmen, ohne dass das jemand in Frage stellt oder kritisiert. 
Durch die moderne Kommunikationsrevolution haben wir völlig neue Möglichkeiten, 
aber dass man darüber überrascht ist, das überrascht mich. 

Frage: 
Wer einen Fehler nicht korrigiert begeht einen zweiten. Sehen Sie eine Chance, dass 
Merkel ihren Fehler in Bezug auf Griechenland korrigiert? 
Görtemaker: 
Ich halte es für einen Fehler sich in der Griechenlandfrage so verhalten zu haben wie  
man es getan hat. Man hätte ein Zeichen setzen müssen, aber wir haben das Zeichen 
gegeben, dass man sich so verhalten kann und trotzdem davonkommt, und das geht 
in einer Gemeinschaft, in der es Regeln gibt, nicht. Das Kernproblem ist, dass wir re-
gelmäßig Regelverletzungen durch nationale Regierungen, die griechische insbesonde-
re, aber auch durch die EZB, tolerieren. Der Maastricht-Vertrag hat sehr klar Regeln 
gesetzt, die permanent außer Acht gelassen werden. Das muss dazu führen, dass 
niemand den Vertrag mehr ernst nimmt, was diese Regeln betrifft. Ich kann mich noch 
sehr gut an die Diskussion über den Vertrag erinnern und die Bemühungen der Bun-
desregierung und der Bundesbank bestimmte Bestimmungen in den Vertrag hineinzu-



bringen. Dann hat man eine etwa zehnjährige Frist beschlossen, um die notwendigen 
Reformen durchzuführen, bevor der Euro eingeführt wurde. Am Ende sind alle beige-
treten, auch die griechische Regierung, unter Vorlage völlig falscher Zahlen. Die 
Kommission in Brüssel war nicht befugt diese Zahlen nachzuprüfen. Es ist ein Fehler 
nach dem anderen gemacht worden. Wenn man einen Fehler nicht korrigiert, dann 
wird man weitere Fehler machen, und hier ist Merkels Entscheidung fatal. Sie hat ge-
sagt, Francois Holland hat mich gebeten Griechenland drin zu lassen. Das war die 
Grundlage ihrer Entscheidung, nicht finanzpolitische Überlegungen. Verständlich ist 
das vor dem Hintergrund der Geschichte der europäischen Integration: Wenn das 
deutsch-französische Verhältnis nicht funktioniert, funktioniert Europa nicht. Aber dass 
das eine solche Priorität bekommt in einer Frage, in der es um die Sache geht, das ist 
gefährlich. Nun muss man mit Blick auf die Zukunft der Eurozone darüber nachdenken 
wie es weitergeht, sonst gefährdet man das gesamte Projekt Europa. 

Frage: 
Warum kommt der Brexit erst jetzt?  
Görtemaker: 
Die Europaskepsis war in Großbritannien seit Jahrzehnten spürbar, bis in die Unterhal-
tungssendungen hinein oder ins Kabarett. Der Brexit ist nur zustande gekommen vor 
dem Hintergrund der wachsenden Diskussion innerhalb der konservativen Partei. Ca-
meron hat dieses Referendum angesetzt, um in der Partei die Stimmung zu beruhi-
gen. Das war mutig aber auch sehr leichtsinnig angesichts der Stimmung, die in 
Großbritannien herrschte. Er hat natürlich im Traum nicht damit gerechnet, dass es so 
ausgehen könnte. 

Frage: 
Entwicklungsminister Müller hat eine neue Afrikapolitik angestoßen. Warum gibt es in 
Brüssel kein Afrikainstitut oder eine europäisch-afrikanische Handelskammer, um die 
Beziehungen weiter auszubauen? 
Görtemaker: 
Die Afrikapolitik ist ein ganz weites Feld und geradezu tragisch, denn wir haben über 
Jahrzehnte alle möglichen Projekte versucht, um die Entwicklung in Afrika voranzu-
bringen. Es ist uns nicht gelungen. Das Problem ist, dass die Mittel häufig an die Re-
gierungen vergeben wurden und das hat möglicherweise zu mehr Korruption geführt 
aber nicht zu mehr Entwicklung. Afrika ist jetzt in der doppelten Falle, dass es sich ei-
nerseits wirtschaftlich nicht entwickelt und andererseits überbevölkert sein wird. Die 
größten Flüchtlingsströme sind aus Afrika zu erwarten.  

Frage: 
Sie haben von der Überdehnung Europas gesprochen und von einem Rückbau. Wie 
soll das gehen bei den vielfältigen Verflechtungen? 
Görtemaker: 
Die Bevölkerungen in vielen Ländern Europas haben das Gefühl, dass wir uns auf ei-
nen Weg begeben haben, der uns tiefer in Probleme führt statt in eine Zukunft für Eu-
ropa. Daraus entstand der Euroskeptizismus und das kann sehr leicht dazu führen, 
dass man das gesamte Projekt in Frage stellt. Insofern würde ich die Diskussion, und 
nur in diesem Zusammenhang habe ich diese Begriffe verwendet, gern zurückführen 
auf Kernthemen. Das ist zum einen die Lösung der Finanzprobleme in Europa, die 
ohne eine Korrektur des Euro nicht möglich ist. Man könnte sich ja vorstellen, dass 
man einen Euro der zwei Geschwindigkeiten hat oder einen temporären Ausstieg aus 
dem Euro. Der zweite Punkt ist, dass man versucht die Befugnisse der europäischen 
Kommission anders zu strukturieren, sie entweder stärker zu legitimieren oder sie zu 
begrenzen. Ich glaube, dass die demokratische Legitimation absolut erforderlich ist, 
damit die Kommission Akzeptanz findet. 

Frage: 
Wie stark ist der Druck der USA auf die EU? Amerika ist der Meinung es müsse Sank-
tionen gegen Russland verhängen und Deutschland macht mit. Sind wir emanzipiert 



oder nicht? Ich mache mir Sorgen, wenn ich an die Militärs im Nato-Hauptquartier 
denke. Man stellt Raketen in Polen auf, wir schicken 5000 Soldaten in die baltischen 
Länder und man wundert sich dann, dass Russland nervös reagiert. Ist das eine Ge-
fahr? 
Görtemaker: 
Es gibt so etwas wie westliche Solidarität und wenn man Entscheidungen gemeinsam 
getroffen hat muss man sie auch gemeinsam umsetzen. Die Frage ist, wie man die 
Politik Putins beurteilt und hier gibt es einen gravierenden Unterschied zur amerikani-
schen Regierung und auch dem Kongress, der viel antirussischer war als beispielswei-
se Obama. Auch eine Präsidentin Clinton würde härter mit Russland ins Gericht gehen 
als Trump das tut.  

Im Baltikum ist durchaus eine Sorge vorhanden, wie Russland sich verhalten könn-
te, weil es auch dort starke russische Minderheiten gibt wie in der Ukraine. Doch die 
Ukraine ist ein Sonderfall. Das hängt mit dem Maidan zusammen, auch mit der be-
sonderen Bedeutung der Krim für die Schwarzmeerflotte, und mit der ukrainischen 
Regierung, die sich sehr unklug verhalten hat in der Behandlung der russischen Min-
derheit in der östlichen Ukraine. Das sehe ich im Baltikum nicht, insofern sollte man 
da auch nicht überreagieren.  

Putin hat in den letzten ein bis zwei Jahren gezeigt, dass er durchaus vernünftig ist. 
Die Vorstellung, die man gelegentlich aus dem amerikanischen Kongress hört, dass 
hier ein neuer Imperator herrscht, der alles zu unterdrücken versucht, kann man nicht 
mehr ernsthaft annehmen. Wir müssen mit Russland vernünftig umgehen und Putin 
als Gesprächspartner akzeptieren. Sein Verhalten ist sehr realistisch, übrigens auch in 
der Syrienfrage. Er hat hier eine ganz klassische russische Interessenpolitik vertreten. 
Er wollte einen Mittelmeerhafen haben, den hat er bekommen, er hat auch einen 
Flugplatz bekommen, und dafür Assad im Amt gehalten.  

Sind wir emanzipiert? Das ist ein Balanceakt. Trump hat gesagt, wir wenden uns 
von Europa ab und es gilt „America first“. Das bedeutet, Europa muss jemand werden, 
denn es hat nie etwas gewesen, was diesen Namen verdient hätte. Wir haben das z.B. 
auf dem Balkan erlebt. Erst als die USA in den jugoslawischen Bürgerkrieg eingegrif-
fen haben führte das zu Lösungen; die Europäer allein haben es nicht geschafft. Es 
gab keine europäische Außenpolitik; Europa hat keine gemeinsame Stimme. Ob Euro-
pa dazu die Kraft aufbringt, wenn es durch den Rückzug der USA dazu gezwungen 
wird? Wenn ich an Polen, Ungarn, Griechenland oder Italien, vielleicht auch an Le Pen 
oder einige andere denke, dann glaube ich nicht, dass da eine große Chance besteht.  

Wir halten bisher aus guten Gründen an der Nato fest, denn wir wissen nicht wie 
Russland in Zukunft agieren wird. Natürlich sollte die Nato nicht kriegslüstern auftre-
ten, aber Präsenz ist schon wichtig. Und wenn diese Präsenz verknüpft wird mit einer 
ruhigen und starken politischen Position ist das etwas, womit auch Putin umgehen 
kann. Ich würde die Nato nicht aufs Spiel setzen, aber gleichzeitig sollte Europa doch 
eine stärkere Gemeinsamkeit finden. Ich bin skeptisch, wenn ich an die vielen ver-
schiedenen europäischen Regierungen denke, die alle nicht zusammenpassen. Inso-
fern kommen wir zurück zu dem was George Bush sen. mal gesagt hat: leadership in 
partnership. Einzelne europäische Regierungen, wie z.B. auch die Bundesregierung, 
sind gefordert, eine Politik zu treiben, die die Führung übernimmt - aber europäische 
Politik ist das eben noch nicht. Das haben wir in Libyen 2011 gesehen. Der bejubelte 
arabische Frühling hat uns viele Probleme beschert und die Tatsache, dass es in Liby-
en auf diesen Konflikt hinauslief, der Briten und Franzosen, die sich vorher bei der 
UNO das Mandat dafür holten, zur Intervention zwang. Das und dass die Deutschen 
sich der Stimme enthielten, zeigt, dass hier oft nach wie vor einsame Entscheidungen 
getroffen werden, dass einzelne europäische Staaten Außenpolitik machen und die 
anderen isoliert dastehen.  

Frage: 
Ist das Weimarer Dreieck (Gesprächsforum mit Deutschland, Frankreich und Polen) 
tot? 
Görtemaker: 



Ja, eigentlich schon. Es gibt immer solche Runden, etwa die Visegrád-Staaten, die sich 
von Fall zu Fall zusammenfinden, aber letztlich kommt es auf eine gemeinsame Stim-
me in Europa an. Hier würde ich eine Lanze für Merkel brechen. Mit ihrem Versuch 
immer wieder zu vermitteln und Kompromisse zu finden zwischen unterschiedlichen 
Interessen ist sie schon ein ganzes Stück weit gekommen. Aber in ganz zentralen Fra-
gen hat sie der Mut verlassen, was nicht verwunderlich ist, denn die Deutschen haben 
in Europa immer eine problematische Position gehabt und das ist durch die wachsende 
Stärke der Deutschen noch mehr zum Problem geworden. Insofern muss man vorsich-
tig sein. Wenn wir Europa erhalten wollen müssen wir es in der Vielfalt erhalten. Es 
darf keine deutsche Dominanz geben aber es darf auch keinen Zwang zur Einheit ge-
ben, die dann von verschiedenen Staaten nicht mitgemacht werden kann. Insofern ist 
die Strategie eines zunehmenden Pragmatismus der deutschen Politik vielleicht nicht 
die schlechteste. Die Vorstellung von immer mehr Europa, immer mehr Integration 
und am Ende stehen irgendwann die Vereinigten Staaten von Europa, ist zwar eine 
schöne Vorstellung und vielleicht ein Fernziel, aber für die konkrete Politik kann das 
tödlich sein. 


